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Wie unausreichend das Inſtitut der Regierungscommſſſäre für 
die Beanfſichtigung bed Vereinsweſeng ſet, habe ich ſchon früher nach⸗ 
zuwelſen verſucht, und es ergiht ſich die von Tag zu Tag drängendere 
Nothwendigleit, ein anderes wirkſameres Controlorgan zu erfinnen. 

Weder die Wiſſenſchaft, noch die Praxis fremder Länder gibt 
115 Anhaltspunkt, um in dieſer Richtung etwas Verläßliches vorzu⸗ 

lagen. 

Die ganze Arbeit, welche ich bier veröffentliche, hat ihren Ent 
ſtehungsgrund gerade nur im Nachdenken über dieſe Frage gehabt und 
ich glaube ſohin, daß meine guten Abſichten zur Entſchuldtgung dienen 
werden, weint noch Unfertiges oder wohl auch Serthümliched in der 
Idee verflochten iſt, die ich eutwickeln will und zu der ich durch ein 
fleffiges, ernſtes Studinm des vorliegenden Gegenstandes gelangt bin. 

Die Regierung verſügt gerade in ihren unteren Inſtauzen nicht 
immer über Beamte von namhafter Befähigung. Deu vorhandenen 
fehlt aber noch häufiger jener Grad höherer allgemeiner Bildung, 
welche Vorausſetzung iſt für das Verſtäuduiß des gewaltigen ſocialen 
Pro „ der ſich überall, beſonders auch in jeuen Versammlungen 
market, die fe zu überwachen haben. Die Statthaltereipräfibten, die 
Polizeidirectionen und Bezirkshauptmannſchaften regiſtriren zahlreiche 
Verlegenheiten, dre ihnei durch die minder entsprechende Auffaſfung 
jener Comnuſſäxe entſtanden find, welche fie zu den Vereinsverſamm⸗ 
lungen abzuorduen pflegen. Dort aber, wo fie in der glücklichen Lage 
waren, Beamte delegiren zu konnen, welche die Verſammlung geiſtig 
zu beherrſchen vermögen, da hat ſich überall die Vereinsthätigkert aus 
den Vereinsverſammlungen verloren und in die Sitzungen des Vereins⸗ 
ausſchuſſes bis auf Weiteres zurückgezogen. 


Zur Begufſichtſgung des Vereinsweſens haben ante deu befte 
heuden Verhältniſſen die Regierungscomimiſſäre nicht ausgereicht. 

Im Ganzen halte ich fie für entbehrlich. Sie genügen viel⸗ 
leicht in dem Punkte, der gewöhnlich in derlei Verſalumlungen zu 
beklagen iſt und darin liegt, daß eutweder die Ungeſchſcklichkeit einzel⸗ 
ner Verſammlungsmitglieder, oder ihr ungezlemendes Auftreten und 
die unparlamentariſche Form, welche ſie zuweilen ihren Gedanken zu 
geben pflegen, ein ſofortiges Correetiv durch die Einsprache des Mo 
gierungsvervrbneten erheiſcht. 

Aber ſelbſt derlei Fälle ſautren ſich viel beſſor durch den geſun 
den Sinn der öffeutlichen Mefuung, als durch die Zurechtweiſungen, 
von Seite eines Beautten 

Es handelt ſich alſo darum, ſelbſt im Falle der weiteren Berbe. 
haltung der Regierungscommtſſäre, ein Controlmkttel zu erſinnen, das 
unter allen Umſtänden wirkſamer iſt, und den Jutentionen der Regie⸗ 
rung in der Richtung der Beaufſichtignug der Vereine beſſer zu Die 
nen vermag. 

Zu einem ſolchen hat mich die Erwägung hingefuͤhrt, daß, ſowie 
die Vereine ſelbſt als böchſt verwerthbare Organismen entſtanden find, 
ohne daß es einer äußeren Einwirkung der Staatsgewalt hiezu bes 
durfte, bei der Zweckmäßigkeit, die Ideen ihrer Natürlichkeit willen in 
ihuen liegt, das Mittel zu ihrer Beaufſichtigung ſich in 
ihnen ſelbſt finden laſſen müſſe. 

Und dieſes Mittel, von dem ich glaube, daß es weder die Ent⸗ 
wicklung des Verelnsweſeus ſtören, noch jene Freiheit kränken wird, 
die ihm unläugbar gebührt, liegt in den Vereinsprotokollen. 

Jeder Verein ſoll alle Berathuugen und Beſchlüſſe, welche 
einen Gegenſtand feiner Vorſtandsfitzungen und feiner Verſanunlun⸗ 
en Bilden, in ein die Namen der auweſenden Vereinsvorſtände und 
be Zahl der auweſenden Vereiusmitglieder enthaltendes Protokoll 
aufnehmen, für deſſen Wahrheit der Vorſtand haftet. Der Regie⸗ 
rung ſtünde es lederzeit frei, von demſelbeu Einficht zu nehmen. 

In der Verpflichtung der Vereine zur Führung von Protokollen 
ju ihren Sitzungen und Verſammilungen finde ich das lovalſte Mittel 
ihrer Beaufſichtigung. Durch das Protokoll gewinnt die Regierung 
das objectipſte aller Momente für die Invigilirung und die ficherſte 
Handhabe bei der Gefährdung des Zweckes ſedes Vereines, bet Uns 
ordnungen, die ſich in ſeinen Orgauismus einſchleichen und bei dem 
Auftauchen von Sonderbeſtrebungen um Bezug auf ſeine vorgeſeßte 
Aufgabe. Es hat nur eine Voraussetzung, uämlich feine Wahrheit, 

Das Protokoll muß für die Regierung die ſtets offenliegende, 
unverfälichbare Prima nota jedes Vereines ſein und ihr bie Bürg⸗ 
ſchaft bilden, daß er nicht etwas Anderes zu beſchließen vermag, als 
wa er darf, eiwas Anderes berathen kaun, als was feinen Zweck zu 
realiſiren im Stande tft. 

Dieſerwegen müßte die Haftbarmachung bed Bereimsvorſtandes im 
Geſetze ſcharf zum Ausdrucke gelangen und ſelbſt in den bloß culpoſen 
Fällen unrichtiger, veränderter oder auögelafjener Berathungen und 
Beſchlüſſe ein ſtrenges Strafmaß und die Auflöſung des Verelues feſt⸗ 


geſezt werden. Dolofe Fälle unterlegen der Wirkung des Strafe 
eſetzes '). 

ai een können wohl immerhin herangezogen werden, 
um hie und da Stichproben über die Richtigkett der Plotokollsfuh⸗ 
rungen zu ermöglichen. 

Die Durchführbarkeit dieſer Ideen glaube ich erhoffen zu dürfen 
durch eonjequente Strafpoſlziehungen und durch die durch Haftbar⸗ 
machung der Vereinsvorſtände erweckbare Scheu vor Verantwortung. 

Die wiſſenſchaftliche Literatur über dieſen Gegenſtand iſt mauſe⸗ 
arm, ich kann mich alſo, indem ich dieſen Gedanken der öffentlichen 
Beurtheilung übergebe, weder auf eine Antorität berufen, der er enk⸗ 
ſtammt, noch auf ein Gefep, das ihu praktiſch ſchon durchgeführt hätte. 
Nur glaube ich hier bemecken zu müffen, daß die Geſeßgebungen des 
norddentſchen Bundes und Baterns in Beziehung auf wirthſchaftliche 
Vereine die Verfügung aufgenommen haben, daß in den General. 
verſammlungen ein Protokoll über die Gegenſtände derſelben geführt 
werden min, und daß Dr. L. v. Stein in feinem oben bezogenen Werke 
die Anſicht ausgeſprochen hat, daß jeder Verein zur Herausgabe eines 
jährlichen Rechenſchaftsberjchtes zu verhalten wäre. 

Das aber möchte ich behaupten, daß dieſe einzige Bedingung des 
Staates an das Vereinsweſen ihn überheben würde, alle in dem ges 
genwärtigen Vereinsgeſetze aufgenommenen, im Grunde zwar ſachlich 
unzureichenden, aber doch die Freiheit beſchränkeuden, läſtigen Forde⸗ 
rungen aufrecht erhalten zu inüſſen; denn in ihr liegt die wahre und 
kräftigſte Bürgſchaft gegen die Entartung der Vereine. Die Verpflich⸗ 
tung derſelben zur Protokollführung, alſo zu einer Function, die jo 
gauz eigentlich aus dem Weſen und den Eigenſchaften der Vereine 
herausfließt, kanu niemandem unfreiſinnig erſcheinen. 


(Schlaf folgt.) 


Weiteres zur Frage: „Wie können die Schulgemeinden 
in den bücherlichen Beſitz der Schulgebäude gelangen?“ 


In Nr 11 (1871) biefer Zeitſchrift wurde die Frage erörtert, 
wie bie Schulgemeinden in den bücherlichen Beſiz der Schulgebäude 
gelangen können, und es wurde dabei das Mittel angegeben, mit An⸗ 
wendung deſſen die Schulgemeinden Eigenkhümern gleich die Schul: 
gebäude haben und genießen können. Als ſolche Mittel werden der 
Aufforderungsproceß und die Erfiung bezeichnet Wenn namlich die 
Gemeinden bel der commiſſlonellen Verhandlung Eigenthumsanſprüche 
auf die Schnlgebaude machen, fo mögen ſich die Schulgemeinden in 
die Lage eines Diffamirten im Propocationsproceſſe ſetzen, da fte durch 
die Bendisimg des Schulhauses Beſitzeshandlungen ausüben, und gegen 
jene, welche ſich des Eigenthums berührt haben, die Provocations⸗ 
klage bei Gericht überreichen. Wenn die aufgeforberten Gemeinden die 
aufgeforderte Klage nicht überreſchen, dann könnten ſich die Schul⸗ 
gemeinden als beati possessores bis auf Weſteres ruhig verhaſten, 
und wenn die aufgeforderte Klage überreicht wird, dann gleiten die 
Schulgemeruden in die vortheilhafte Pofttion eines Gellagten. Wenn 
den politiſchen Gemeinden das ewige Stillſchweigen auferlegt würde, 
oder wenn ſie mit ihrer Klage abgewieſen würden, fo könnten dre 
Schulgemeinden zwar noch nicht an die bücherliche Gewähr kommen, 
ſondern fie müßten erſt die laut § 1468 allg. bürg. Geſ. B. nach 
30 Jahren vollendete Erſitzung abwarten. 

Das beſondere Intereſſe dieſes Gegenſtandes dürfte es rechtferti⸗ 
gen, wenn wir gegen diefen den Schulgemeinden an die Hand gege⸗ 
benen Vorgang unſere Bedeuken hier anführen, in der alleinigen Ab⸗ 
ſicht, durch anderſeitige Beſprechung die Angelegenheit näher zu be⸗ 
leuchten. 

Bor Allem ſcheint uns der Anfforderungsproceß hier nicht zu 
dem angeſtrebten Ziele zu führen, denn nach dem Hofdecrete vom 
15. Jäuſter 1787, Nr. 621 J G. S. kann ein Beſitzer niemals ver⸗ 
halten werden, die Rechtmäßigkeit ſeines Beſites zu erweiſen, maßen 


”) Em ferneres Corkectiv ffir die richlige Profokollirung der Vereinsbera⸗ 
thungen und Beſchlüſſe ließe ſich durch die Beſtipnmung aufftellen, daß Beſchlüſſen der 
W desen. den wir uk 1 ober der Verelusansſchüſſe nr dann rechtliche Wirkſomkeit 
beigelegt werden dürfe, inſoferne had Zuftandekommen derſechen aus dem Vereing. 
prolokolle erüchtlich iſt. Dieſe dem Vereinsleben äußerft gunſtige und förderliche Be. 
ſtimmung, Diejed Protokolſorecht der Bereine wird ſich iin Laufe der Zelt ohnehin alg 
1 heraueſtellen und ihre Antieipallon durch die Regierung gewiß recht. 
jerligen. 
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in ſolchem Falle vielmehr dem Kläger obliegt, wider den Beſitzer das 
vermeintliche Recht der Abtretung des Beſitzes anzubringen und zu 
erweiſen. Wenn daher das Schulgebäude in den Grundbüchern als 
Eigenthum der Kirche oder der Gemeinde eingetragen iſt, ſo können 
dieſe Eigenthümer niemals glg bücherliche Beſitzer verhalten werden, 
die Rechtmäßigkeit ihres Beſitzes oder ihr Eigenthumsrecht zu erweiſen, 
und deßhalb müßte die Aufforderungsklage abgewieſen werden“). 

Wenn im Grundbuche auf dem Beſitzſtands⸗ und Eigenthums⸗ 
blatte einfach „Schulhaus“ zu leſen iſt und die auf das Eigenthum 
in ſubjectiver Beziehung in Frage kommenden Daten gänzlich man⸗ 
geln, jo kann weder die Kirche, noch die Gemeinde das Schulgebäude 
einem Dritten abtreten“) und auch auf Uebergabe und Abtretung ges 
klagt werden, weil nach § 432 allg. bürg. Gel, B. der Uebertragende 
ſelbſt ſchon als Eigenthümer im Grundbuche erſcheluen muß, was aber 
hier nicht der Fall iſt, und weil einer gegen ſie angeſtrengten Auf⸗ 
fordernugsklage die paſſiye Sachlegitimativn abgeht“). 

Wenn das Schulgebäude noch keine bücherliche Eiulage hat, fo 
könnte eben fo gut auch der das Elgenthum desſelben auſprechende 
Orteſchulrath von der Kirche oder Gemeinde mit der Aufforderungs⸗ 
klage belangt, und demſelben das ewige Stillſchweigen auferlegt 
werden. 

Auch dle Erſitznug kaun den Schulgememden das Eigenthum der 
Schulgebäude nicht zuwenden. Die Exſitzung könnte nicht nach $ 1468 
allg. büug. Gef. B. nach dem Zeitraume von dreißig Jahren berechnet 
werden, weil gegen die Verwalter der Güter der Kirchen, Gemeinden 
und anderer erlaubter Körper nach § 1472 allg. bürg. Gef. B. die 
ordentliche Erſitzungszeit nicht zurecht, vielmehr die außerordentliche 
Erſitzungszeit von vierzig Jahren pfaßgreift ). Es könnte jedoch die 
Erſitung der Schulgebände an Seile der Ortsſchulräthe auch nicht 
beginnen und nicht fortgeſegt werden, weil die hiezu geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Erforderniſſe nicht vorhanden find. Insbeſondere müßte der 
Beſiß des Ortsſchulrathes echt fein ($ 1464 allg. Gef. B.), 
allein dieſer Beftp wäre nicht echt, weil der Ortsſchulrath nur mit 
abminifteafiver Verordnung, mit Gewalt, in den Beſttz geſetzt wurde f) 


) Es llegt allerdings im Mefen und ber unnerflen Natur des Aufforberungo. 
proceſſes, daß der Diffamicte feinen Diffomanten, welcher ſich ſeloſt im Befite der 
Sache befindet, auf die er (Diffamant) ſich ein Recht amnaßt, klagen kann, heun der 
Beſſtz befreit vom Beweiſe dee Rechfolſtels: im Provocalſongproceſſe aber ſoll der 
Propocal (Diffamant) beweſſen. Indeſſen, der Verfaſſer bei Aufſaßeg in Nu. 11 
dieser Zeitſchrift ſezt olo conditio ame qua non vorm, daß die Schulgemeinden 
(Coucurcenzaussſchöſſe, Ortſchuträthe) im Beſihe der Schulgehäube find, keſp. gele. 
geutlich der commifl herhandlung in den Beſitz gelangen. Die Red. 
) Zweſfellos kann Niemand mehr Rechle als er ſelbſt hat, und 
der Nich teigeulhümer kaun nicht e . en; daß aber der Nicht. 
eigenthitiner Beſih mit Rechlofolgen fibertengen kann, ſſt eben jo zweifellos. Oles 
ift a der intereffantefle Punkt in der Lehre von ber yuhlicianlfchen Klage ($ 972 beg 
allg. blirg. Gef. B.) und dem Rechtsinftibnte ber Erſihung. Die died. 
5) Unſere Prakliler unkerſcheden gewöhnlich mei Unten von Sach oder 
Klaglegttimation, eine geltwe und paffine. Die active ſoll biefenige fein, wodurch 
Kläger darthut, daß er der wahre Berechtigte ſel, die paſſive, durch welche er zeigt, 
daß er gegen den wahren Verpflichteten aufgetreten fel. Die modernen Procef. 
ſualiſten wollen das Wort „active und paſſive Legitimation zun Sache“ nicht mehr 
gelten faffen, fie jagen, daß fur gerichtlichen Streltverfahrenl der Fegitiwationspunkt 
in keiner Weiſe von den übrigen der Klage unterlegen Thatum deu unter⸗ 
ichreben und gleich diefen Gegenſtand der Verhandlung und der Beweifed el. — Den 
Ausdruck „paffive Sachlegitimation® jedoch angenommen, fo erbringen leistere die 
Schulgemefnden (Ortsſchulräthe) durch folgende Klagformalirung! „Die Schul⸗ 
gemeinde war von ſeher ober ſſt gelegeutlich der Schuläbergabsgeſchäfte im Beſige 
des Schulgebäudes, jebt berlihmt fid die Pfarrvorſtehung (die Gemeinde), daß 0 
dingliche Rechte daran habe. Die Pfactvorſtehung berühmt ſich alſo eines Auſpruchs 
i Sinne des $ 66 ber allgemeinen Gerichtbordnung u. | w.“ Oder: „Das Schul: 
gebende zeigt in Grundhuche feinen Eigenthümer onsgewieſen, ſondern en kouunt nur 
objestiv als „Schulgebäude“ vor. Num hat die Schulgemeinde während der zur Er⸗ 
flug erforbenfichen Zeit das Schulgebäude mit den zur Erſigung nöthlgen Regulſtken 
im Heflge gehabt und ſahin erſeſſen. Um nun an die biicherllche Gemiße kommen zu 
können, wird MM Gelſte des 276 dus allg. bürg. Gel. B. ıntı die Aufftellung eines 
Curators für die unbekannten Berechtigten qebeteu.“ — Gegen biefen Ewrator, als 
Paſſiv Legilimirteu, geht alsdann die Klage nebſt Petitum, daß geftattet werde. „dal 
die Schulgememde an die bücherſiche Gewähr gelange.“ Die Red. 
+) Die Erfihung foll jn nicht gegen dle Verwalter der Güter der Kirchen, 


Genweinden und anderen erlanbteit Kbrper erhoben werden, — denn gegen hiefe geht, 
um fie lahm zu legen, die Auforderungeklage — fonteen gegen die Unbefanuten, 
Die diet 


0) Hier bürſte der Herr Berfaffer zu welt gehen, Bei den commfifiouelleu 
Verhandlungen, betreffend die Nebergabe der Schulſachen, haben die polffiſchen Ber 
hörden nicht einmal immer intervenirk Die Gemeinden und Kurdenvortehungen 
haben bei der Gelegenheit jeibjt gesprochen und Erklärungen abgegeben und die poll⸗ 
fifchen Connmiffiondleiter, wenn {ie funglelen, dieſe Erklärungen proſokollren (afien. 
Die Schulgemeinden (Boneurrenzaneiähifte,, Ortoſchuträthe) nahmen dann von den 
Aeten und Gebäuden Beſite oder erklärten, daß fie bereils im Beſite feien ; ein Fall. 


Adminiftrative Verordnungen ſind nicht berechtigt, den Beſitzer 
aus feinem Eigenthume zu ſetzen und das Eigenthum an einen An⸗ 
dern zu übertragen. Eine ſolche Verfügung währe nur ein Macht⸗ 
ſpruch, Gewalt ). Selbſt nach vierzigjährigem Beſitze könnten die 
Drtöfhulcäthe im Civilproceſſe mit der Klage das Eigenthum der 
Schulgebäude nicht erlangen und an die Gewähr nicht geſchrieben 
werden, weil fie mit der behanpteten Erfitzung nicht durchdringen 
würden. A. V. H. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Charakteriſtik kirchlicher Armenſtiftungen, deren Uebergabe 
an die Gemeinden dem Weſen der Stiftung widerſprechen würde. 


Bei Gelegenheit der Uebergabe des Pfarrarmeninſtitutes von O. 
an die Gemeinde, welche und dem Gesetze vom 10. December 1869, 
Nr. 5 des ſchleſiſchen G. u. V. Bl. de 1870 vor ſich ging, bat der 
Pfarrer Anton F. um Ausſcheidung ded Keſchen Stiffunggcapftales. 
Dieſe Stiftung ftammt von dem einftigen Pfarrer in S., Balthasar 
K. Wie der vou ihm ausgefertigte Stiftbrief vom 11. Juni 1800 
auordnet, „Sud aus den Capitalsintereſſen vier ehrliche, fromme Haus⸗ 
arme aus dem Kirchenſpreugel O. jährlich gegen dem zu betheilen, 
daß jeder derſelben verbunden fet, alle Freitage 5 „Vaterunſer“ und 
5 „Ave Maria“ für alle armen Seelen andächtig zu beten“. Der 
Gemeindevorfteher von O. äußerte ſich dahin, es ſef im Stlftsbriefe 
nichts enthalten, was die Verwaltung detz Stiftungscapilales für alle 
Zukunft der Gelſtlichkeit zuweiſet und die Uebergabe desſelben an die 
Gemeinde widerſpreche dem Weſen der Stiftung nicht, daher könne 
der 8 45) des eltirken Gefepes hier keine Anwendung finden. 

Mit Erkenutniß des Bezirkshauptmaunez von F. wurde ausge⸗ 
sprochen, die Erfüllung der Stlftungsverbindlichkeit konne füglich nur 
vom Pfarrer überwacht und die dem Sinne der Stiftung entſprechende 
Auswahl der Armen von demſelben getroffen werden, weßhalb dle 
fraglichen Capitalteu bel Uebergabe des Pfarrarmeufondes an die Ge⸗ 
meinde auszuſcheiden und der Verwaltung des Pfaxxamtes zu über⸗ 
laſſen find. 

Dagegen ergriff der Gemeindevorſtand den Recurs an die Landes⸗ 
regierung und führte darin nebſt dem ſchon in ſeiner früheren Aeuße⸗ 
rung Geſagten an, daß die Ueberwachung bes von den Armen zu ver⸗ 
richtenden wöchentlichen Gebetes ſo gut von Seite des Gemeindevor⸗ 
ſtandes geſchehen könne, als vom Pfacrante. Auch ſei erſterer beſſer 
in der Lage, als das letztere, bie Auswahl der Armen zu treffen. 

Die Landesregierung entschied folgendermaßen: „Da die Erfül⸗ 
lung der Stlftungsverbindlichkeit anſtaudslos auch vom Gemeinde⸗ 
vorſtaude überwacht werden kann, und im Stiftbriefe keine Ber 
stimmung enthallen iſt, welche die Auswahl der vier Hausarmen, for 
wie die Ueberwachung der denſelben obliegenden Gebete ausdrücklich 
dem jeweiligen Pfarrer in der Eigenſchaft als Ortsſeelſorger überwei⸗ 
fen würde, ſontit die Uebergabe der Stiftungscapitalien an die Ger 
meinde dem Weſen der Stiftung nicht widerſpricht, jo wird die Enk⸗ 
ſcheidung des Bezirkshauptmannes aufgehoben und erkannt, daß die 
Keſchen Armenſttftungscapitalien der Ortsgemeinde in die Verwaltung 
zu übergeben find.“ 

Gegen dieſen Spruch ber Landesregierung hal der Pfarrer ben 
Miniſterialrecurs eingebracht Er ſagt darin, es ſei gewiß, daß es 
nicht im Willen des Stifters gelegen fein konnte, einem Laien die 
Ueberwachung veltgiöſer Verbintüch keiten anzuvertrauen, weil es nicht 
in der Gewalt eines weltlichen Ortsvorſtaudes liegt, das Gewiſſen 
eines Verpflichteten zu controliren, und weil der Ortsvorſtand oft 


daß ſie elam, vi ober precavic Beirk ergelffen, iſt uns nicht bekannt geworden. Wire 
eg geſchehen, daun frellich würde der Beſiß nich Fecht fein Die Red. 

) ſliſeres Wiſfens haben die Landegftelten und Landesihufräthe in ihren 
Diesfälligen Suffruchionen nur hun gewirkt, daß dle Schulgemeinden anf bie Slicher« 
lache Anfchreikmug des Eigentums der Schulgebäude Bedacht nähmen. Den 
Streit um bad meum und komm haben fie ansdrucklich ale vor das Foren der Ge. 
zichte gehörig bezeichnet. Ole Red. 

) Die Beftinmung lautet: „Die in der Verwoltang der Dfartarmeniuftt: 
inte befindlichen geſtifteten Capitalien find bei der Uebergabe auqzuſchel ten, sobald auf 
Grmnd der nazulegenden Original -Urfunben, Teftamente, Stiftäbriefe u. 1, w. die 
polilifche Behörde entjchiebeu haßen wird, daß die nebergabe au die Gemeinben dem 
Weſen der Sliftung widerſprechen würde.“ 
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durch andere Geſchäfte verhindert wäre, auch nur dle fichtbare Erfül⸗ 
lung der Stiftungsverbindlichfeiten zu beaufſichtigen. Wenn auch in 
den Stiftsbriefen dieſer Wilſe des Stifters nicht buchſtäblich ausge⸗ 
drückt, ſo ſei dies zur damaligen Zeit überflüſſig gemeien, da ja nur 
die Kirche, reſp. der Seelſorger allein der verantwortliche Verwalter 
des Armenweſens war. 

Das Minifterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 14. Fe⸗ 
bruar 1871, 3. 18.922 ex 1870, dem Recurſe des Pfarrers in O. 
unter Behebung der Entſcheidung der Landesregierung Folge gegeben 
und angeordnet, daß ber Uebergabe des Pfarrarmeninſtitutsvermögens 
von O. au die Ortsgemeinde die Balthafar Keſchen Armenſtiftungs⸗ 
capitalten aus demſelben auszuſcheiden ſiud, „weil dieſe Uebergabe mit 
ückſicht auf die im Stiftbriefe binſichflich der Eigenſchafk der zu 
betheilenden Armen und der ihnen auferlegten rellgtöſen Verpflichtung 
enthaltenen Beſtimmungen dem Weſen der Stiftung wiberſtreiten 
würde“. M. 


In Handhabung der Vorſpaunsvorſchri in Gemeindegehiete 
ſteht dem Gemeindevorſteher kein polizeiliches Strafamt zu. 

Der Gemeindevorſtand von A. wurde vom Bezirfshanptmanne 
in Sp. mittelſt Telegrammed beaufkragt, für den Statthalter zur 
Reiſe nach D. 5 Rellpferde und 2 Laſtpferde bereit zu halten. In 
Folge defſen erhielt Johann B. vom Gemeindevorſtand durch den, 
Gemeindediener die Aufforderung, fein Pferd zu dem gedachten Zwecke 
am bezeichneten Tage beizuſtellen. B. jedoch erklärte dem Gemeinde⸗ 
dieuer, daß er dies nicht thun werde und wiederholte dieſe Erklärung 
bei ſeiner Vernehmung im Gemeindeamte mit dem Bemerken, daß 
fein Pferd, wenn er es wohl ſelbſt mauchmal zum Reiten beule, 
darum kein Reitpferd, ſondern immer nur ein Zugpferd ſei. Der Ger 
meindevorſtand hat darüber dem B. bedentet, daß er das Pferd um 
fo ſicherer am beſtimmten Tage bereit zu halten habe, wibrigenfalls 
egen ihn eine Strafe von 20 fl. verhängt und er age zur 
Verſpanuleltang verhalten werden würde. B. kam dem Muftrage 
nicht nach und ließ ſein Pferd einen Tag vor dem bezeichneten nach 
Sp. führen. 

Der Gemeindevorſtand verhäugte deßhalb gegen B. die ange⸗ 
drohte Strafe pr. 20 fl. unter Berufung auf die $$ 61 und 62 Ds 
Gemeindeordnung“). 

Dagegen recukrirte B an den Bezirkshauptmann in Sp., der 
das Straferkenntniß des Gemeindevorſtandes im Punkte der Schuld 
in der Erwägung beſtätigte, daß B. als Beftper eines Pferdes zur 
Leiſtung der Vorſpann verpflichtet war, bemfelben die bezügliche Vers 
pflichtung ordnungsmäßig bekannt gegeben worden war und durch 
leine Weigerung die Gemeinde in die Uumöglichleſt verſetzte, die ges 
forderte Anzahl von Vorſpannspferden beizufiellen. 

Im Statthaltereirecurſe machte B. noch geltend, er hätte Fein 
Pferd gerne als Zugpferd mit dem Wagen beigeſtellt, dasſelbe aber 
zum Reiten der Gefährlichkeit wegen nicht hergeben wollen. 

Die Statkhalterei hat die Entſcheidung des Bezirkahauptmaunes 
in der Erwägung, daß den B. die Reihe und die Verpflichtung zur 
Beiſtellung eines Vorſpanupferdes traf, daß derſelbe krotz der erhalte⸗ 
nen Aufforderung ſeiuer Verpflichtung nicht nachkam und die von 
ihm vorgeſchüßten Einwendungen ſich als unſtichhältig erwieſen, in 
der Schuldfrage beſtätiget, die Strafe jedoch auf den Betrag von 
5 fl. (eventuell Arreſtſtrafe von 24 Stunden) herabgeſetzt. 

Ueber weiteren Recurs des Johann B. hat das Miniftertum des 
Innern mit Entſcheidung vom 14. März 1871, 8.79, die Stati⸗ 
haltereienkſcheidung beſtäktget, jedoch hiebel bemerkt, „daß der Podeſtz 
von A. nicht berechtiget war, wegen der unterlaſſenen Beiſtellung des 
benöthigten Vorſpaunspferdes im Strafrechtswege gegen B. vorzu⸗ 
gehen, weil dem Gemeindevorſtande im Sinne der Beſtimmungen der 
88 61 und 62 der G. O. die Strafrechtspffege nur in Handhabung 
der ber Gemeinde zukommenden Ortspolizet zufteht, die Mitwirkung 
der Gemeiudevorſtände aber in Handhabung der auf das Vorſpanus⸗ 
weſen beſtehenden geſetzlichen Vorſchrtften nur im übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſe geſchieht, ſohin in Fällen der Uebertretung der Vorfpanns⸗ 
vorſchriften das Strafamt iu erſter Inſtanz nur von den poltiſchen 
Behorden auszuüben iſt.“ A. J. 

) Gemeindeordnung für Dalmatien vom 80. Jul 18645 $ 61 handelt von 
der Ausibung bed polizeilichen Strafrechts durch die Gemeinde überhaupt, $ 62.— 
handelt von Rechte des Gemeindevorfteher zur Androhung einer Strafjanction mn 
Handhabung der Ortspolizei, (ieſelhen Wellimmingen wie in allen übrigen 
Gemeindeorduungen). 


Die Befreiung von Uuntlagen bezüglich der Congrua iſt dahin zu 
verſtehrn, daß der ganze Betrag der Congrua bei der Einkommens 
bemeſſung vorab in Abzug zu bringen iſt“). 


Nach 8 74 der Gemeindeordnung für Kärnten können Seelſorger 
und öffentliche Schullehrer „bezüglich der Congrua“ von Zuſchlägen 
zu den birecten Sterern und überhaupt von Gemeindeumlagen nicht 
getroffen werden. Die Geneindevorftehung St. legte dieſe Geſeßes⸗ 
ſtelle dahin aus, daß die Gemerndeumlage vom Einkommen eines 
Seelſorgers inſoweit erhoben werden konne, als hiedurch das Ein⸗ 
kommen nicht unter die Congrug herabgedrückt werde und forberte 
dieſer Auslegung entfprediend vom Pfarrer zu Gl, daß er nach Maß⸗ 
gabe des auf fein Geſammteinkommen von 415 fl. entfallenden 
Steuerbetrages von 33 fl. 4¼ kr. die Gemeindeumlage entrichte, 
nachdem hiedurch feine geſetzliche Congrug von 315 fl nicht geſchmä⸗ 
lert werde. Der Pfarrer behauptete jedoch, nur der die Congrua von 
315 fl. überſteigende Einkommensbetrag dürfe mit einer Gemeinde: 
umlage bedacht werden und verweigerte daher die Bezahlung des ge⸗ 
forderten Betrages. 

In Folge dleſes Streites entschied der k k. Bezirkshauptmann 
von Kl. am 2. November 1870, Nr. 8445, daß Gemeindenmlagen 
nur von dem die Congrug überſteigenden Betrage zu berechnen ſeten 
und begründete diefe Eutſcheidung mit fen deen „Da nach § 74 
det Gemeindegeſetzes Seelforger von Gemeindeumlagen „bezüglich der 
Congrua“ nicht getroffen werden können, Congrua aber mur das als 
Minimum fixite Einkommen von 315 fl. bezeichnet, ſo lautet biefe 
Gofepeäftelle mit anderen Worten: Seelſorger konnen bezüglich des 
Einkommens von 315 fl. von Gemeindeumlagen nicht getroffen wer⸗ 
den, d. i. vom Einkommen des Sxelſorgers find 315 fl. in Abzug zu 
bringen und von dem allfällig verbleibenden Reſte die Steuern, und 
von dieſen die Gemeindeumlagen zu berechnen, welch legtere eingehs, 
ben werden konnen.“ 

Ueber die Recurſe der Gemeinde St. wurde dieſe Entſcheidung 
des Bezirkshauptmaunes von Kl. mit der Entſcheidung des Landesz⸗ 
Präfidenten in Klagenfurt am 22. November 1870, Nr. 5174, und 
dieſe vom Miniſteriunt des Innern anı 9. Jauner 1871, Nu. 181, bes 
ſtätiget. Dr. E. H. 


Notizen. 


(Erzeugung von Spreugme hl.) Ole politiſchen Behörden erſter Zur 
ſtanz find nicht berechtiget, Gonceffionen auf Erzengung von Sprengmehl (d. J. ein 
die Stelle des blaherigen Sprengpulvers vertrelendes Präparat) zu erlheileu. Die 
Erzengung von Schieß und Sprengpulver gehort zu den Monopolsrechten des 
Staates. Diesbezüglich bleiben nach dent Kundmachungspatenle zur Gewerbeordnung 
vom 22. December 1859, Punkt VIII, die bisherigen Vorschriften maßgebend, und 
4 hat ſich laut Reichskriegeulniſterialreſcripto von 21. October 1870, Abth. 7, 
8. 4068, bad Reſchskriegsnanſſterkunt bie diesfalls beſtehenden Monvpolsrechte big 
zum Erſcheinen neuer Normen vorbehalten. (Erlaß der ſteſermärkiſchen Statthulterel 
vom 23. März 1871, g. 8096.) 


(Ginfepung einer internationalen Gonſerenz über, Maß 
tegein gegen bie Rinberpeſt.) In biefer Frage wurde von Seite des oſterr. 
Geſandten iu Berlin an den Bundeskanzler folgende Note überreicht: „Die Wahr- 
nehmung, welche über die Elurtätung und Zweckmüßigkeit der an den Grenzen Gar 
liziens und der Bncouma gegen Rußland und die Donau- Fürſtenthſümter zur Abhal⸗ 
tung, der Ninderpeſt errichteten Vleh⸗Contummazen, fo wie über den Nutzen und den 
Erfolg der in dleſer Beziehung in Defterreich-Ungaru beſtehenden Geſehe und Ver⸗ 
ordnungen gelfachf. wurde, wie dieſeb insbesondere Bei der zur Untecſuchung der Ur« 
sachen und Abhilfe der Theuerung uiebergejepten Approviſtonungs⸗Enquste zur 
Sprache gebracht wunde, hat dae Erhebniß geliefert, daß die zur Beit beſtehenden 
Maßfegefn dent beabſichtigten Zwecke kelnesweſſo vollkonumen entſprechen und daß die 
damit verbundenen bedenlenden Auslagen des Staates zu den Vortheilen, welche für 
die Viehzucht, den Handel mit Vieh und die Approviflontrung der Bevölkerung erzielt 
werden, nicht in dem erwünſchten Werhättuifie ftehen. Vornehmlich finb es bie Grenz⸗ 
und Zollverhältnifſe in Rußland, welche die gründliche Beſeltigung des Borfonuneng 
der Rinderpeſt, wenn nicht geradezu unmöglich machen, fo doch weſeutlich erſchweren 
und alle Bemühungen der öfterreichifihmgartfehen Regierung in dieser Beziefung 
werden fo lange ohne einen beftledigenden Erfolg bleiben, als nicht ouch von Seiten 


) M. Vergl. auch bie Mitrheilung in Nr. 13, S. 31, des Jahrganges 1868 
dieſer Bettfeheift. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Rußlauds uud der Donau- Fütſtenthlünter Einrichtungen und Maßregeln zur Unter: 
fügung dieſer Benrithuungen getroffen werben. Der fr ſeiuer Ansdehnung ſchon Kebei- 
tende Biehhandel und Export wird jedoch mare daun die naturgemäße Grheidtlung und 
einen größeren Auſſchwung finden, wenn auch die anderen Regiernugen in den beſte⸗ 
henden Einrichtungen eine zureichende Bürgſchaft gegen bie fernere Einſchleppung her 
Rinderpeſt aus Oesterreich, Rußland und den Donau- Fürſtenthiimiern finden können. 
Von der Erwägung unn ausgehend, daß biefe Regierungen an dem Zustandekommen 
solcher Elurſchtungen ein ehr weſeutliches Jutereſſe haben, und daß eine eiuheitliche 
Maniſeſtalion ihrer Wünsche auf ein willfähriges Entgegenkommen Rußlunds und 
der Donau⸗Finſtenthtkmer wird rechnen dürfeu, Io hat ſich das k. k. Ministerium ver⸗ 
anlaßt gefunden, bei den bſterreichlſchen und ungariſchen Landes - Mintfterten des 
Handels und des Slckerbaues bie Eiubernfung einer iuternalkoualen Gommiffion zu 
tem Zwecke in Anregung zu bringen daß alle auf die Vieh- Contumazen und bie 
baut zusammenhüngenden Maßregeln beziglichen Fragen einer eingehenden Prüfung 
und Berathung durch ſachkundige Aögeordnele Seitens der hierbei zuneift betheiligten 
Regierungen unterzogen und die auf Verbeſſerung der dermoligen Einrichtungen und 
Anordnungen abgietenben Maß regel zum Gegenftanbe der Beſchlußfaſſung gemacht 
werden. Die genaunten Mhifterun haben ſich mit dieſem Antrage vollkonunen ein. 
verstanden erklärt. Ebenjo ſchelüt, und damit ift eine der hanptächlichtten Bedingun« 
gen bes Zuſtandekommens der Eommiſſion erfüllt, die Aufttumuug Rußlonds geſſchert 
zn fein, und es hat nunmehr der unterzeichnete k. k. öſterreichſſch ungariſche Gejaubte 
und bevollmächtigte Minister den Auftrag erhalten, den Bundes + Regierungen bes 
deulſchen Reiches von Vorſtehendem Keuntalß zu geben, deren Zuſlimnmng zu der 
projectirten Berufung ber fnternationafen Commifflon einzuholen, eventuell biefefben 
zur Beſchickung derſelben einzulaten.“ Der Buudesrath hal bereits den Bundeskanzler 
ermächtigt, die Note zuftinmenh zu beantworten. 


Perſonalien. 
Seine Maſeſtat baben mittelft A 9. Handſchrethens vom 11. April l. J. den 


Nitter v Grochols kt zum Miniſt unt. 
Seine Majeftät haben den Sectionschef im Aderbanminifterum Otto Ritter 
v. Mredenfeld zum Sectionschef im Handelsnulniſterium ernannt. 


Seine Majeftät halen dem Director des k.k. Münze und Antikencablueles und 
der Auubrgſer Sanımlung Dr. Eduard Frelherrn v. cen taxfrei den Orden der 
elſernen Krone III. Cl., ferner dem Zeichner des k. k. Münz- und Autlkencabſneles 
Theodor Petter das goldene Berbienfifzeng nıit der Krone verliehen. 

Seine Dajeftät haben den provſſoeiſchen Generalconſul in Barcelloug Auguft 
Lenk v. Woljab u zum veffnitwen Generalconſul daſelbſt ernannt, 

Seine Dinjeftät haben dem Stallhallerelrathe I. Cl. und Retter der Statthalı 
terel-Ablhellung in Trient Hieronymus Alefant das Riflerkreutz des deopold⸗Ordens 
tofret verliehen, 

Seine M 


t haben dem Bürgermeiſter von Trient Johann Rilter v. 
Cia ni den Freiherrnftand tarfrer verliehen 

Seine Dajeftät haben dem geheimen Rohe Leopold Grafen Wolkeuſt ein. 
Troſtburg den Orden her eifernen Krone J. GL. tarftet verlſehen 

Seine Dajeftit haben dem Statthalterei,Goneſpiften in Trient Or. Eduard 
v. Berraridas golbeng Berdienſtkrenz mit der Krune verllehen, 

Der Fimanzmingter hat den Winangenth der ulederbſterreſchiſchen Ftnauzlondes. 
direrllon Joſeph Jaxiſch zum Finanzrath and Sinonzbezirkexirecker in Korneuburg 
ernannt 

Der Minifter und gener des Arkerbauminiſtetiums hat den Berghaupkluaun 


in Elbogen Philipp Kirn bauer iu gleicher Eigeuſchoft zur Berghauptmannſthaft in 
Gift verſeßzt. 


Erledigungen. 


Steuexemnchmeräftefle l. GL. in Nieberöfterreich niit 840 fl. Gehalt, Zulage 
von 60 fl., evenmiell Sleuerelnnehmersſtelle It. GL mit 786 fl. Gehalt und Zulage 
von 65 fl oder eine Controlorsſtelle mit 735 fl. Gehalt und 65 fl. Zulage, oder mit 
680 fl. Gehalt und Zulage von 70 fl. ober 525 fl. Gehalt und 75 fl. Julage, aber 
eine Offfciolsſtelle mit 525 fl. Gehalt und Zulage van 75 fl., oder 472 fl. 50 kr 
Gehalt und Anlage von 77 fl. 50 kr., oder 420 fl Gehalt und 80 fl. Zulage, ober 
elne Affifientenftelle mit 420 fl. oder 367 fl. 50 b.. Gehalt und mit BO fl. oder 82 fl. 
50 fr. Zulage, gegen Cantlou, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 98.) 

Sinangeanfftenftelle bel der küfteulndſſchen Sinangbtzechiou mit 700 fl. Ge. 
halt wird definitiv eſeßt (Berichtigung) (Amlebl. Rr. 97.) 

Sudhüttenmelſteroſtelte zu Hallstadt mit 680 fl. Geßalt, 15 Klafter harlem 
und 15 Klafter weichen Holzes, Naturalqwartier, gegen Caukton, bie 7. Mai. 
(Auntebl. Nr. 99.) 

Neun Boztelsarztenäftellen in Mähren, und zwar in Brünn Anahn, Iglau, 
Groß- Meſeritſch, Hohenſtadk, Olmüß, Nentitſcheſn, Kremſier und Ungar.⸗Hrabiſch, 
bis 10. Mai, (Amlebl. Pr. 99.) 

Schichimeifteräftelle bei der Berg und Hüttenverwallung zu Swoszowite mit 
600 fl. Gehalt, Brennholabeputat, Naluralwohnung ober Duartiergeld, gegen Cau⸗ 
lonserlag im Gehaltabelrage, bis 10. Mal (Amtabl Nr 100.) 

Armenarzlensftelle für den Wiener IX. Bezirk, Alsergrund, mit einer Jahres ⸗ 
remmnerattien von 300 fl. und dem Vorrückungsrechte in die 500 fl. nach fünfjähriger, 
in die 600 fl. nach zenfähriger Dienftzeit, bie 6. Mai. (Amtabl. Nr. 100.) 

Sorftwartftelle, provſſoriſch, I. Cl. mit 367 fl. 50 kr. Jahresgehalt, eventuell 
Forſtwartſtelle IL. Cl. mit 315 fl. ober III. El. mit 262 fl. 50 kr. jährlich, Natural: 
wohnung, Brenufolgbegug, bie 14. Mai. (Amtabl. Nr. 101.) 


Für den Den verantwortlich C. Piſtorl. 


